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1 Einleitung 
Mit der Verbraucherinsolvenz, die in den §§ 304ff. der Insolvenzordnung (InsO) geregelt ist, 
hat der Gesetzgeber ein Verfahren geschaffen, das mittel- und langfristig zahlungsunfähigen 
natürlichen Personen eine Befreiung von der Schuldenlast und einen wirtschaftlichen Neuan-
fang ermöglichen soll. 
 
Obgleich über die Notwendigkeit eines Entschuldungsverfahrens für zahlungsunfähige Perso-
nen weitgehend Einigkeit herrscht, ist das Verbraucherinsolvenzverfahren in seiner derzeiti-
gen Form umstritten. Bereits unmittelbar nach Inkrafttreten der Insolvenzordnung im Jahr 
1999 war von Schuldnervertretern, Gläubigern, Richtern und Treuhändern Kritik an zahlrei-
chen Punkten geäußert worden. Der Gesetzgeber reagierte 2001 mit einer Gesetzesnovelle, in 
der das Verfahren vereinfacht und der Anwendungsbereich eingeschränkt wurde. Zudem 
wurde mit einer Stundung der Verfahrenskosten auch völlig mittellosen Schuldnern der Zu-
gang zum Verfahren eröffnet.1 Diese Regelung sorgte für einen erheblichen Anstieg der Ver-
fahrenszahlen, insbesondere der „Null-Masse-Verfahren“, und entfachte neue Diskussionen 
um Verfassungsmäßigkeit, Praktikabilität und Finanzierbarkeit der derzeitigen Lösung.2 
 
Im September 2004 hat das Bundesjustizministerium einen Referentenentwurf zur Reform der 
Verbraucherinsolvenz vorgelegt.3 Die Herbstkonferenz der Justizminister des Bundes und der 
Länder hat sich jedoch mehrheitlich für eine grundlegendere Reform der Verbraucherent-
schuldung ausgesprochen. Dem war ein Papier des bayerischen Justizministeriums vorausge-
gangen, in dem eine Mindestbefriedigungsquote, Verjährungsfristen für mittellose Schuldner 
und Missbrauchskontrollen angeregt wurden.4 
 
Auf einer Klausurtagung im Februar 2005 ist ein neuer Vorschlag des Bundesjustizministeri-
ums diskutiert worden. Dieser sieht vor, dass Schuldner, die die Kosten des Verfahrens und 
mindestens zehn Prozent der Gläubigerforderungen aufbringen können, ein Insolvenzverfah-
ren mit vierjähriger Wohlverhaltensperiode durchlaufen; mittellose Schuldner sollen hingegen 
ein Entschuldungsverfahren in Anspruch nehmen, bei dem die Forderungen nach acht Jahren 
„verjähren“. Die Mehrheit der Tagungsteilnehmer hat sich allerdings von diesem Vorschlag 
teilweise gelöst und ein in einigen Punkten abweichendes Entschuldungsverfahren favori-
siert.5 Mit dem Rohentwurf eines neuen Gesetzestextes ist nicht vor Ende 2005 zu rechnen. 
 
Die anhaltende Diskussion um ein geeignetes Verfahren zur Verbraucherentschuldung zeigt, 
dass empirische Untersuchungen zum Thema dringend notwendig sind. An entsprechendem 
Datenmaterial mangelt es bislang: Bundesweit werden lediglich Verfahrenszahlen erhoben; 
darüber hinaus liegen in einigen Bundesländern Statistiken zum außergerichtlichen Eini-
gungsversuch vor. Detaillierte Studien über Antragsteller, Summen, Gläubiger und Regulie-
rungsquoten existieren kaum; die wenigen vorhandenen Auswertungen weisen neben einer 
                                                 
1 BUNDESGESETZBLATT (BGBl) Teil I 2001 (Gesetz zur Änderung der Insolvenzordnung und anderer Gesetze 
vom 26. Oktober 2001) 
2 AG MÜNCHEN 2002; PRÜTTING/STICKELBROCK 2002; AST 2002; FÖRSTER 2002; AUFRUF DEUTSCHER INSOL-
VENZRICHTER UND -RECHTSPFLEGER 2002; MÄUSEZAHL 2003; KLAAS 2004 
3 BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ 2004 
4 BAYERISCHES STAATSMINISTERIUM DER JUSTIZ 2004 
5 BUNDESMINSTERIUM DER JUSTIZ 2005. Insbesondere sind im Vergleich zu den Vorstellungen des Bundesjus-
tizministeriums zwei gravierende Unterschiede hervorzuheben: Im Gegensatz zum Vorschlag des Ministeri-
ums sollen nicht nur die vom Schuldner angeführten, sondern alle Gläubigerforderungen von der Verjährung 
betroffen sein. Zudem ist vorgesehen, dass Vollstreckungsmaßnahmen während der Laufzeit des Verfahrens 
unzulässig sind. Vgl. auch HOFMEISTER/JÄGER 2005 
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regionalen Beschränkung meist geringe Fallzahlen auf.6 Aus diesem Grund sind im Rahmen 
eines studentischen Forschungspraktikums in einem Inkasso-Unternehmen Informationen 
über Schuldner, Gläubiger und Vergleichsangebote aus knapp 1.000 außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungsplänen sowie ergänzende Informationen aus eidesstattlichen Versiche-
rungen erfasst und ausgewertet worden. 
 
Im Folgenden werden die Ergebnisse dieser Untersuchung präsentiert. Beantwortet werden 
Fragen wie: Welche Personen legen einen außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplan vor? 
Wie hoch und bei welchen Gläubigern sind sie verschuldet? Welche Zahlungsvorschläge ma-
chen sie? Wie viele außergerichtliche Einigungsversuche sind erfolgreich und wodurch zeich-
nen sich diese aus? Und: Wie würden sich die derzeit diskutierten Reformvorschläge auf die 
Zahl der außergerichtlichen Einigungsversuche auswirken? 
 
Der Bericht gliedert sich in sieben Abschnitte: Nach einer Darstellung der privaten Über-
schuldung in Deutschland (2) sowie des Verbraucherinsolvenzverfahrens (3) wird auf den 
Datensatz eingegangen (4) und die Repräsentativität der Stichprobe eingeschätzt (5). An-
schließend werden die Ergebnisse ausführlich vorgestellt und mit Studien zur Überschuldung 
sowie mit Daten zur Gesamtbevölkerung verglichen (6). Zum Schluss werden die Resultate 
zusammengefasst und vor dem Hintergrund der derzeitigen Reformdiskussion gewürdigt (7). 
 
 
2 Private Überschuldung in Deutschland 
Verschuldung ist in marktwirtschaftlichen Gesellschaften ein normaler Vorgang. Die Nutzung 
von Finanzdienstleistungen ermöglicht nicht nur die Überbrückung von Liquiditätsengpässen, 
sondern auch die Anschaffung von Gebrauchsgütern, die sonst kaum finanzierbar wären: „Der 
sichtbare, allgegenwärtige Massenwohlstand verdankt sich nicht zuletzt auch einer Moderni-
sierung der Geldverhältnisse, die zu einer Veralltäglichung des Gebrauchs aktiver Finanz-
dienstleistungen geführt hat.“7 
 
Mit der steigenden Anzahl finanzieller Verpflichtungen kommt es jedoch immer häufiger vor, 
dass die vereinbarten Abzahlungen nicht geleistet werden können. Besonders „kritische Le-
bensereignisse“ wie Arbeitslosigkeit, Krankheit oder Ehescheidung führen dazu, dass Schuld-
ner ihren Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommen.8 
 
Wenn dauerhaft Zahlungsstörungen vorliegen, wird von „Überschuldung“ gesprochen; eine 
allgemein-verbindliche Definition des Begriffs existiert jedoch nicht.9 Der Insolvenzordnung 
zufolge liegt Zahlungsunfähigkeit vor, „wenn das Vermögen des Schuldners die bestehenden 
Verbindlichkeiten nicht mehr deckt.“10 Neben dieser juristischen Definition gibt es verschie-
dene ökonomische und sozialwissenschaftliche Definitionen: GROTH stützt seine Definition 
auf das Verhältnis von Einkommen und Ausgaben und spricht von Überschuldung, „wenn 
nach Abzug der fixen Lebenshaltungskosten (Miete, Energie, Versicherung etc. zzgl. Ernäh-
rung) der verbleibende Rest des monatlichen Einkommens für zu zahlende Raten nicht aus-
reicht.“11 KORCZAK/PFEFFERKORN haben diese Definition um das Kriterium der „psycho-
sozialen Destabilisierung“ ergänzt.12 Als Konsens hat KORCZAK einen Überschuldungsbegriff 
                                                 
6 LITSCHKE 2000; MANTZKE 2001; MESCH 2001; MESCH 2003 
7 HIRSELAND 1999: 1 
8 REITER 1991 
9 SCHUFA HOLDING (Hg.) 2004: 13 
10 INSOLVENZORDNUNG 2004 
11 GROTH 1984: 16 
12 KORCZAK/PFEFFERKORN 1992: XXI 
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vorgeschlagen, der dem prozessualen Charakter der Überschuldung gerecht werden soll: Sub-
jektive Überschuldung liegt demnach vor, „wenn sich eine Person psychisch und finanziell 
überfordert fühlt, Schulden zurückzuzahlen. Relative Überschuldung ist dann gegeben, wenn 
trotz Reduzierung des Lebensstils der Einkommensrest nach Abzug der Lebenshaltungskosten 
(Miete, Energie, Versicherung, Grundnahrungsmittel, ÖPNV, Telefon, Kleidung etc.) nicht 
zur fristgerechten Schuldentilgung ausreicht. Absolute Überschuldung (Insolvenz) liegt vor, 
wenn das Einkommen und Vermögen des Schuldners die bestehenden Verbindlichkeiten nicht 
mehr decken.“13 Diese Definition ist auch in jüngeren Studien zur Ver- und Überschuldung 
verwendet worden.14 
 
Die Schwierigkeit einer begrifflichen Eingrenzung von Überschuldung spiegelt sich in den 
Versuchen wider, die Zahl der von Überschuldung betroffenen Haushalte zu ermitteln. Mit 
Hilfe eines Indikatorenmodells, das sich auf eidesstattliche Versicherungen, Lohn- und Ge-
haltspfändungen sowie auf Angaben zu Primärschulden (Miet- und Energieschulden) und 
Kreditkündigungen stützt, hat die GP-Forschungsgruppe um KORCZAK die Zahl der über-
schuldeten Haushalte in Deutschland im Jahr 1994 auf 2 Millionen und im Jahr 1999 auf 2,77 
Millionen geschätzt (davon 1,9 Millionen in Westdeutschland und 870.000 in Ostdeutsch-
land).15 Für 2002 wurde ein weiterer Anstieg auf 3,13 Millionen Haushalte errechnet. Dies 
würde bedeuten, dass jeder zwölfte Haushalt (8,1%) überschuldet ist.16 
 
Von der Politik wird der Problematik der privaten Überschuldung inzwischen verstärkte 
Aufmerksamkeit gewidmet. Mit der Verbraucherinsolvenz wurde ein Verfahren geschaffen, 
das Schuldnern unter bestimmten Bedingungen eine Befreiung von ihren Schulden ermög-
licht. Ein zweiter Schwerpunkt der politischen Bemühungen liegt auf präventiven Maßnah-
men, vor allem auf Projekten zur Verbesserung der finanziellen Allgemeinbildung.17 
 
 
3 Das Verbraucherinsolvenzverfahren 
Beim Verbraucherinsolvenzverfahren handelt es sich um ein vereinfachtes Insolvenzverfah-
ren, das zahlungsunfähigen natürlichen Personen die Möglichkeit bietet, nach Ablauf einer 
mehrjährigen „Wohlverhaltensperiode“ eine Restschuldbefreiung zu erlangen. Das Verfahren 
ist in den §§ 304 bis 314 der Insolvenzordnung geregelt. 
 
Bis zu einer Restschuldbefreiung sind vier Stufen zu durchlaufen: In der ersten Stufe, die dem 
eigentlichen Insolvenzverfahren vorgeschaltet ist, muss der Schuldner versuchen, sich außer-
gerichtlich mit den Gläubigern zu einigen. Kommt es zu einer Einigung mit allen Gläubigern, 
so gilt diese Vereinbarung als außergerichtlicher Vergleich. Lehnt mindestens ein Gläubiger 
das Angebot des Schuldners ab oder nimmt keine Stellung dazu, so gilt der Einigungsversuch 
als gescheitert und der Schuldner kann ein Insolvenzverfahren beantragen. 
 
In der zweiten Stufe wird unter Einschaltung des Gerichts ein weiterer Einigungsversuch un-
ternommen. Stimmt hier eine Mehrheit der Gläubiger (nach Zahl und Forderungshöhe) dem 
Angebot zu, können die übrigen Stimmen gerichtlich ersetzt werden; Schweigen der Gläubi-
ger gilt – im Unterschied zur ersten Stufe – als Zustimmung. Der gerichtliche Einigungsver-
such ist seit 2001 fakultativ; ob er unternommen wird, liegt im Ermessen des Gerichts. 
                                                 
13 KORCZAK 2003: 26 
14 SCHUFA HOLDING (Hg.) 2003; SCHUFA HOLDING (Hg.) 2004 
15 KORCZAK 1997; KORCZAK 2001 
16 BUNDESMINISTERIUM FÜR FAMILIE, SENIOREN, FRAUEN UND JUGEND 2004 
17 REIFNER 2003 
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Scheitert auch der gerichtliche Einigungsversuch, wird in der dritten Stufe das bis dahin ru-
hende Verfahren von Amts wegen wieder aufgenommen. Vom Gericht wird ein Treuhänder 
ernannt und die Gläubiger werden aufgefordert, diesem ihre Forderungen und Sicherungs-
rechte mitzuteilen. Nachdem der Treuhänder das Vermögen des Schuldners verwertet hat, 
erfolgt unter Zustimmung des Gerichtes die Schlussverteilung. Mit der Festlegung des 
Schlusstermins ist das eigentliche Insolvenzverfahren abgeschlossen. 
 
In der vierten Stufe, der sechsjährigen „Wohlverhaltensperiode“, ist der Schuldner verpflich-
tet, eine angemessene Tätigkeit auszuüben bzw. sich um eine solche zu bemühen, jeden 
Wechsel des Arbeitsplatzes oder Wohnsitzes anzugeben und den pfändbaren Teil seiner Ein-
künfte an den Treuhänder abzuführen, der diesen unter den Gläubigern verteilt. Nach Ende 
der Wohlverhaltensphase beschließt das Gericht die Restschuldbefreiung, sofern sie vom 
Schuldner beantragt worden ist und sich kein Gläubiger erfolgreich dagegen gewandt hat. Auf 
die Erteilung oder Versagung der Restschuldbefreiung folgt eine zehnjährige Sperrfrist, in der 
keine weitere Restschuldbefreiung beantragt werden darf. 
 
Im ersten Jahr nach Inkrafttreten der Insolvenzordnung wurden 20.382 Anträge auf Eröffnung 
eines Verbraucherinsolvenzverfahrens gestellt; davon wurden 2.305 Verfahren eröffnet. Erst 
nach der Insolvenzrechtsreform im Jahr 2001, bei der eine Stundung der Verfahrenskosten 
beschlossen wurde, stieg die Zahl der Verfahren deutlich an: 2001 wurden 13.277 Verfahren 
beantragt, 2002 21.441 Verfahren, 2003 33.609 Verfahren und 2004 49.123 Verfahren.18 Im 
ersten Halbjahr 2005 war mit 30.937 Verfahren ein Anstieg um 41,5% im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum zu verzeichnen.19 
 
Hauptgegenstand der vorliegenden Studie ist die erste Stufe der Verbraucherinsolvenz, der 
außergerichtliche Einigungsversuch. Der Schuldner erstellt in dieser Phase – in den meisten 
Fällen unter Mithilfe einer Schuldnerberatung, eines Rechtsanwaltes oder einer sonstigen 
„geeigneten Person oder Stelle“ im Sinne von § 305 InsO – anhand der von den Gläubigern 
übermittelten Forderungsaufstellungen einen Vorschlag zur Schuldenbereinigung, den er den 
Gläubigern zukommen lässt. Da es sich um den Versuch handelt, einen privaten Vergleich zu 
erzielen, ist dieser Verfahrensabschnitt vom Gesetzgeber kaum geregelt worden. Die Angaben 
des Schuldners orientieren sich allerdings häufig an den Anforderungen, die die Insolvenz-
ordnung für die zweite Stufe vorsieht; dazu zählt die Erstellung einer Vermögens- bzw. Ein-
kommensübersicht, die Auflistung aller Gläubiger und ihrer Forderungen sowie ein Tilgungs-
plan. Dieser Plan kann Vereinbarungen über Stundung, (Teil-)Verzicht, Raten- oder Einmal-
zahlung enthalten und es können verschiedene Bedingungen festgelegt werden, unter denen 
ein Vergleich angestrebt wird (z.B. Verfalls- oder Rücktrittsklauseln). 
 
Indem der Gesetzgeber einen außergerichtlichen Einigungsversuch zwingend vorgeschrieben 
hat, soll der Vorrang einer gütlichen Einigung vor einer gerichtlichen Lösung betont und 
zugleich eine Überlastung der Gerichte vermieden werden.20 Zudem wird davon ausgegangen, 
dass eine außergerichtliche Einigung sowohl im Interesse der Schuldner als auch der Gläubi-
ger liegt: Für den Gläubiger bedeutet eine außergerichtliche Einigung, dass das Vermögen des 
Schuldners ohne die Kosten für einen Treuhänder verwertet werden kann und der Vergleich 
schnell und wenig kostenintensiv geschlossen wird; der Schuldner umgeht durch eine außer-
gerichtliche Einigung die Wohlverhaltensperiode sowie eine Eintragung in die Insolvenzda-
teien, die die Kreditwürdigkeit in der Folgezeit erheblich beschränkt.21 
                                                 
18 STATISTISCHES BUNDESAMT 2004a; STATISTISCHES BUNDESAMT 2005a 
19 STATISTISCHES BUNDESAMT 2005b 
20 STEPHAN 2003: 145 
21 JÄGER 2003: 56 
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In der Praxis wird jedoch häufig die Erfolglosigkeit des außergerichtlichen Einigungsversuchs 
beklagt: Schuldnervertreter kritisieren eine fehlende Einigungsbereitschaft auf Seiten der 
Gläubiger, namentlich der Gläubiger öffentlich-rechtlicher Forderungen22, während Gläubiger 
bemängeln, dass die für eine Entscheidung über den Vergleichsvorschlag notwendigen Infor-
mationen über Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des Schuldners oftmals 
nur unzureichend vorgelegt werden.23 Von Seiten der Justiz wird beklagt, dass das Insolvenz-
verfahren, das ursprünglich als „ultima ratio“ vorgesehen war, zur Regel geworden ist, wäh-
rend die Zahl außergerichtlicher Einigungen abnimmt.24 
 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt existiert keine bundesweite Statistik über die Zahl der erfolg-
reichen und gescheiterten außergerichtlichen Einigungsversuche. HOFMEISTER hat allerdings 
die Statistiken einzelner Bundesländer sowie Studien zur außergerichtlichen Schuldenregulie-
rung ausgewertet und zusammengefasst. Dabei kommt er zu dem Ergebnis, dass die Erfolgs-
quote außergerichtlicher Einigungen zwischen 1999 und 2001 abgenommen hat. HOFMEISTER 
weist darauf hin, dass bislang keine Informationen zu Gläubigerzahl, Verschuldungshöhe und 
Regulierungsquote der außergerichtlichen Einigungen vorliegen.25 Mit der vorliegenden Stu-
die sollen eben solche Informationen bereitgestellt werden. 
 
 
4 Datenquellen und Datensatz 
Die Daten zum außergerichtlichen Einigungsversuch stammen aus zufällig ausgewählten au-
ßergerichtlichen Schuldenbereinigungsplänen, die in den Monaten März bis Juni 2004 bei 
einem großen Inkasso-Unternehmen eingegangen sind. Berücksichtigt wurden Pläne, die 
nicht offenkundig fehlerhaft waren und eine Gläubigeraufstellung enthielten; Pläne, die die-
sen Kriterien nicht genügten, wurden in einer gesonderten Datei mit dem Grund des Aussor-
tierens erfasst. Zudem wurde darauf geachtet, dass kein Schuldner doppelt erfasst wird. 
 
Der Datensatz besteht aus 996 Fällen und 315 Variablen. 60 Variablen enthalten Angaben zur 
persönlichen und wirtschaftlichen Situation des Schuldners. Informationen zur Verschuldung 
sind in 242 Variablen erfasst worden; dabei wurde neben der Gesamtverschuldung und der 
Zahl der Gläubiger für jeden einzelnen Gläubiger eine Typenzuordnung vorgenommen und 
die Forderungshöhe in absoluten und prozentualen Werten aufgenommen. Weitere Variablen 
enthalten Angaben zur Art und Höhe der angebotenen Tilgungszahlungen, zur Regulierungs-
quote und zum Ausgang des Einigungsversuchs. 
 
Für diesen Bericht sind Informationen aus den außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplä-
nen ausgewertet worden. Die darüber hinaus erfassten Daten aus eidesstattlichen Versiche-
rungen stehen für weitere Auswertungen – beispielsweise Längsschnittstudien – bereit. Zu 
einem späteren Zeitpunkt soll der Datensatz um Informationen zur Wohlverhaltensperiode 
und zur Restschuldbefreiung ergänzt werden, so dass ermittelt werden kann, wie viel Geld in 
der Wohlverhaltensperiode an die Gläubiger geflossen ist und wie viele Schuldner eine Rest-
schuldbefreiung erlangt haben. 
 
 
                                                 
22 UHLENBRUCK 2003: 2907 (mit weiteren Literaturhinweisen) 
23 JÄGER 2003: 56ff. 
24 KLAAS 2004 
25 HOFMEISTER 2003: 13 
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5 Repräsentativität der Stichprobe 
In dieser Studie wurde erstmals auf Informationen zurückgegriffen, die von einem Gläubiger-
vertreter stammen. Bislang vorgelegte Untersuchungen stützen sich demgegenüber auf Daten 
von öffentlich geförderten Schuldenregulierungsstellen (Schuldnerberatungsstellen der Kom-
munen, Kirchen und Wohlfahrtsverbände sowie Verbraucherzentralen). Ein Mangel der letzt-
genannten Untersuchungen ist, dass Schuldner, die auf die Hilfe von Rechtsanwälten und ge-
werblichen Stellen zurückgreifen, systematisch unerfasst bleiben. Bereits LITSCHKE, die 
Schuldnerberatungsstellen in Schleswig-Holstein befragt hat, weist auf die starke Diskrepanz 
zwischen der Gesamtzahl der Insolvenzverfahren und der von öffentlich geförderten Stellen 
betriebenen Verfahren hin und zieht daraus den Schluss, dass Rechtsanwälte in erheblich grö-
ßerem Maße am Verbraucherinsolvenzverfahren beteiligt sein müssen als zuvor angenom-
men26; eine Vermutung, die mit dieser Untersuchung bestätigt werden kann (vgl. Abschnitt 
6.3.1). Ein Vorteil der vorliegenden Studie ist somit, dass Klienten aller als „geeignet“ aner-
kannten Personen und Stellen erfasst werden. 
 
Allerdings sind durch die Mandantenstruktur des Inkasso-Unternehmens ebenfalls systemati-
sche Verzerrungen der Stichprobe denkbar. Deshalb soll kurz dargestellt werden, welcher Art 
diese sein können.  
 
Das Inkasso-Unternehmen zählt zu einem der größten seiner Branche und war 2004 an fast 
jedem vierten Verbraucherinsolvenzverfahren beteiligt. Zum Mandantenstamm zählen bun-
desweit agierende Versicherungsunternehmen sowie in geringerem Maße Kreditinstitute, 
Versandhäuser und Energieversorgungsunternehmen. Der hohe Anteil an Versicherungen 
lässt darauf schließen, dass unter den Gläubigern Versicherungen überrepräsentiert sein kön-
nen; darüber hinaus sind Auswirkungen auf die Forderungssummen denkbar. Hinsichtlich der 
schuldnerbezogenen Merkmale wird vermutet, dass Frauen und jüngere Schuldner unterreprä-
sentiert sind, weil diese oftmals über Familien- oder Gemeinschaftsversicherungen mitversi-
chert sind. 
 
Um die Repräsentativität der Stichprobe einschätzen zu können, wurde ein Abgleich mit der 
Insolvenzdatenbank INDat vorgenommen. Diese Datenbank wird von dem auf Wirtschafts-
recht spezialisierten RWS-Verlag geführt und enthält alle eröffneten Verbraucherinsolvenz-
verfahren, ausgewertet nach Geschlecht und Bundesland. Dabei ergab sich in Bezug auf das 
Geschlecht eine erhebliche Differenz zu den INDat-Zahlen für das erste Halbjahr 2004: Wäh-
rend Frauen in der INDat-Datenbank mit einem Anteil von 45,5% vertreten sind27, stellen sie 
in dieser Untersuchung nur 34,5%. Dies deckt sich mit der erwarteten Unterrepräsentation 




                                                 
26 LITSCHKE 2000: 28 
27 KOLLBACH 2004: 431 
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6 Ergebnisse 
Im Folgenden werden die wesentlichen Resultate der Auswertung vorgestellt. Die Darstellung 
gliedert sich in vier Abschnitte: Zunächst wird auf die persönliche und wirtschaftliche Situati-
on der Schuldner eingegangen (6.1). Anschließend werden Zahlen zur Verschuldung vorge-
legt (6.2). Im dritten Abschnitt werden die Vergleichsvorschläge erläutert (6.3). Der Ausgang 
und die Folgen der außergerichtlichen Einigungsversuche werden im vierten Abschnitt unter-
sucht (6.4). 
 
6.1 Persönliche und wirtschaftliche Situation der Schuldner 
Zur persönlichen und wirtschaftlichen Situation von Schuldnern, die einen außergerichtlichen 
Schuldenbereinigungsplan vorlegen, gibt es bislang keine Untersuchungen. Einige Veröffent-
lichungen enthalten allerdings Informationen über Schuldner im Verbraucherinsolvenzverfah-
ren. Zu nennen sind vor allem eine Diplomarbeit aus dem Jahr 2000, die Verbraucherinsol-
venzen in Schleswig-Holstein auf der Grundlage von Daten öffentlich geförderter Schuldner-
beratungsstellen untersucht (LITSCHKE 2000) und eine Auswertung der ISKA Schuldner- und 
Insolvenzberatung Nürnberg (MESCH 2003). Von Letzterer liegen Angaben über zahlreiche 
Merkmale der betreuten Personen aus den Jahren 1999 und 2000 sowie 2002 vor; die Stich-
probengröße ist mit 100 Personen (2002) jedoch relativ gering und möglicherweise gibt es 
neben der regionalen Auswahl eine Verzerrung durch die Art der beratenden Stelle. 
 
Um detaillierte Informationen über Schuldner im außergerichtlichen Einigungsversuch vorzu-
legen, wurden die Merkmale Geschlecht, Alter, Familienstand, Kinderzahl, Erwerbsstatus und 
Wohnort ausgewertet und mit den Ergebnissen der genannten Studien zur Verbraucherinsol-
venz sowie mit Daten zur Wohnbevölkerung in der Bundesrepublik verglichen. Darüber hin-
aus werden die Ergebnisse mit einschlägigen Studien zur Überschuldung (KORCZAK 2001, 
ZIMMERMANN 2000) in Beziehung gesetzt und Interpretationen für die Zahlen geliefert. 
 
6.1.1 Geschlecht 
Im Datensatz gibt es mit 65,5% Männern und 34,5% Frauen ein Übergewicht männlicher 
Schuldner. Im Vergleich zur Gesamtbevölkerung sind Frauen unterdurchschnittlich und dem-
entsprechend Männer überdurchschnittlich häufig vertreten; hier haben Männer einen Anteil 
von 48,9% und Frauen von 51,1%.28 Die Zahlen unterscheiden sich zudem von der Ge-
schlechterrelation in der INDat-Datenbank, die eröffnete Verbraucherinsolvenzverfahren ent-
hält. Im ersten Halbjahr 2004 wurden demnach 54,5% der Verbraucherinsolvenzverfahren 
gegen Männer und 45,5% gegen Frauen eröffnet.29  
 
Eine Erklärung für den geringen Anteil von Frauen kann in der Mandantenstruktur des Inkas-
so-Unternehmens gesucht werden: Wie erwähnt stellen Versicherungen einen erheblichen 
Teil der Mandanten (vgl. Abschnitt 5). Da Versicherungsangebote von in Partnerschaft leben-
den Personen häufig gemeinschaftlich genutzt werden und die Abschlüsse in vielen Fällen 
über den männlichen „Haushaltsvorstand“ laufen, sind Frauen möglicherweise aus diesem 
Grund unterdurchschnittlich vertreten. 
 
                                                 
28 STATISTISCHES BUNDESAMT 2004b 
29 KOLLBACH 2004: 431. Die Geschlechterrelation im Datensatz besteht ebenfalls bei den eröffneten Verbrau-
cherinsolvenzverfahren. 
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6.1.2 Alter 
Das Durchschnittsalter der Schuldner beträgt 40,8 Jahre. Eine gruppierte Altersverteilung 
zeigt die höchsten Werte bei den 30-40jährigen (37,5%), gefolgt von den 40-50jährigen 
(31,3%). Lediglich jeder Achte (15,8%) ist zwischen 50 und 60 Jahre alt und ungefähr jeder 
Zehnte (11,6%) zwischen 20 und 30 Jahre. In sehr geringem Maße sind Personen über 60 ver-
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Vergleicht man die Altersstruktur mit den Anteilen an der Gesamtbevölkerung wird deutlich, 
dass Schuldner häufig zwischen 30 und 49 Jahren alt sind: Die Gruppe der 30-39jährigen ist 
fast doppelt so stark vertreten wie in der Bevölkerung; der Anteil der 40-49jährigen ist unge-
fähr um die Hälfte höher. Während der Anteil der 50-59jährigen in etwa dem Bevölkerungs-
anteil dieser Altersgruppe entspricht, sind die über 60jährigen deutlich seltener vertreten. 
 
Im Vergleich mit der Literatur zur Überschuldung30 lässt sich eine Übereinstimmung bei den 
Personen im Alter zwischen 30 und 40 Jahren feststellen. Demgegenüber ist die Gruppe der 
Schuldner unter 30 Jahren mit 11,7% in dieser Studie weitaus kleiner als bei KORCZAK (20%) 
und ZIMMERMANN (27%). Überproportional sind hingegen mit 31,4% die 40-50jährigen ver-
treten (KORCZAK: 25%; ZIMMERMANN: 23%). KORCZAK führt als Grund für die hohe Zahl 
der 20-40jährigen unter den Überschuldeten an, dass sich in diesem Lebensabschnitt häufig 
berufliche und familiäre Veränderungen ergeben, die mit finanziellen Belastungen verbunden 
sind. Die Rechtsverschiebung der Alterskohorten in dieser Untersuchung ist möglicherweise 




In mehr als der Hälfte der außergerichtlichen Pläne (513) wurden Angaben zum Familien-
stand gemacht. Von den Personen, die sich hierzu äußerten, waren 49,9% verheiratet. Nahezu 
jeder Vierte (22,8%) gab an, ledig zu sein; etwas geringer war die Anzahl der Geschiedenen 
(20,3%). 5,5% der Personen lebten getrennt und 1,6% waren verwitwet. 
 
                                                 
30 ZIMMERMANN 2000: 37; KORCZAK 2001: 133 
N = 970 


















ledig verheiratet getrennt lebend geschieden verwitwet
Abb. 2: Familienstand (in Prozent)
Schuldner ALLBUS
 
Bei einem Vergleich mit den Daten der „Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwis-
senschaften“ (ALLBUS) zeigt sich, dass Geschiedene unter den Schuldnern sehr stark vertreten 
sind: ihr Anteil ist mit 20,3% fast dreimal so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. Ebenfalls 
deutlich höher ist der Anteil an Getrenntlebenden. Im Vergleich zum Bevölkerungsanteil ge-
ringer vertreten sind demgegenüber Verheiratete (49,9%; ALLBUS: 59,3%), Ledige (22,8%; 
ALLBUS: 35%) und Verwitwete (1,6%; ALLBUS: 6,5%). Der vergleichsweise hohe Anteil der 
geschiedenen oder getrennt lebendenden Personen lässt sich einerseits dadurch erklären, dass 
eine Ehescheidung häufig Ursache von Überschuldung ist31; andererseits stellt Überschuldung 
auch eine ernorme Belastung für Beziehungen dar und viele Partnerschaften scheitern daran. 
 
6.1.4 Kinder 
Von 568 Schuldnern, die Angaben zur Kinderzahl gemacht haben, sind 85,2% Eltern; 14,8% 
gaben an, keine Kinder zu haben. Da eine Unterhaltsverpflichtung den unpfändbaren Teil des 
Einkommens erhöht, ist zu vermuten, dass unter den Personen, die keine Angaben gemacht 
haben, ein sehr großer Teil auch keine Unterhaltsverpflichtungen hat. Aus diesem Grunde ist 
ein Vergleich mit Zahlen zur Elternschaft in der Bundesrepublik nicht sinnvoll. Grundsätzlich 
kann jedoch gesagt werden, dass das Risiko von Überschuldung betroffen zu sein, für Eltern 
deutlich größer ist als für Personen ohne Kinder.32 Die Geburt eines Kindes kann vor allem 
dann zu einem Auslöser von Überschuldung werden, wenn der Familiennachwuchs unerwar-




Angaben zum Erwerbsstatus wurden von über drei Vierteln der Schuldner (78,5%) gemacht.33 
Davon gaben 46,7% an, einer Beschäftigung nachzugehen, nur drei Prozent weniger (43,3%) 
waren arbeitslos. In weit geringerem Maße beziehen die Schuldner Rente (5,6%), gehen einer 
häuslichen Tätigkeit nach (2,3%) oder nehmen an einer Weiterbildungsmaßnahme teil (1,8%). 
Jeweils eine Person befand sich im Studium und im Wehr- bzw. Zivildienst. 
                                                 
31 ZIMMERMANN 2000: 35, 153; KORCZAK 2001: 136 
32 KORCZAK 2001: 137 
33 Bei der Datenerfassung wurde die Angabe von Erwerbseinkommen als Erwerbstätigkeit, die Angabe von Ar-
beitslosengeld oder -hilfe als Arbeitslosigkeit aufgenommen. Da eine weitere Differenzierung der Kategorie 
„erwerbstätig“ nicht möglich war, umfasst diese mit Ausnahme geringfügiger Beschäftigung alle Formen der 
Erwerbstätigkeit. 
N = 513 
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Im Vergleich zu den Zahlen von MESCH für das Jahr 2002 gibt es erhebliche Differenzen: Die 
Erhebung der Schuldnerberatung enthielt mit 56% mehr Berufstätige und mit 15% wesentlich 
weniger Arbeitslose. Für eine weitere Interpretation wäre von Interesse, welchen Erwerbssta-
tus diejenigen, die keine Angaben gemacht haben. Die vorliegende Studie stützt jedenfalls die 
These, dass Arbeitslosigkeit ein bedeutender Faktor für eine prekäre finanzielle Situation ist. 
 
6.1.6 Wohnort 
Die Verteilung der Schuldner nach Regionen ist für sozialpolitische und volkswirtschaftliche 
Fragestellungen von großem Interesse. So hat der von der SCHUFA veröffentlichte Schulden-
Kompass eine breite öffentliche Diskussion ausgelöst. Im Folgenden wird die Verteilung der 
Schuldner nach Bundesländern und Regionen vorgestellt. Zudem wird die durchschnittliche 
Verschuldungshöhe in Ost- und Westdeutschland dargestellt. 
 
6.1.6.1 Verteilung nach Bundesländern 
Die meisten Schuldner in dieser Stichprobe kommen aus Nordrhein-Westfalen (23%), gefolgt 
von Niedersachsen (13,5%) und Baden-Württemberg (8,7%). Die drei Bundesländer mit dem 
geringsten Anteil an Schuldnern sind Mecklenburg-Vorpommern (3%), das Saarland (1,9%) 
und Bremen (1,7%). In Relation zu den Bevölkerungszahlen ist festzustellen, dass Schuldner 
aus Hamburg, Bremen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Brandenburg im Verhältnis 
zum Bevölkerungsanteil deutlich häufiger vertreten sind; weit unter dem Anteil an der Ge-
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6.1.6.2 Verteilung nach Regionen 
Der Einfluss unterschiedlicher Arbeitsmarkt- und Wirtschaftsstrukturen lässt sich durch eine 
Zuordnung der Bundesländer zu Regionen verdeutlichen. Folgende Regionen werden unter-
schieden: 
 
- Nord: Bremen, Niedersachsen, Hamburg, Schleswig-Holstein 
- Ost: Berlin, Brandenburg, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen 
- Süd: Bayern, Baden-Württemberg 
- Mitte/West: Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Nordrhein-Westfalen. 
 
Dabei ergibt sich, dass im 
Vergleich zur Bevölkerung 
aus dem Norden relativ 
viele, aus dem Süden relativ 
wenige Schuldner kommen: 
Der Norden weist 25,1% der 
Schuldner auf, obwohl hier 
lediglich 16% der Bevöl-
kerung leben; im Süden 
leben 16% der Schuldner 
bei einem Bevölkerungs-
anteil von 28%. In der 
Region Mitte/West entspre-
chen sich Schuldner- und 
Bevölkerungsanteil. Auf den 





Während Ostdeutschland einen Bevölkerungsanteil von 20,5% aufweist, liegt der Anteil der 
ostdeutschen Schuldner bei 24,1%. Der Westen dagegen stellt einen Bevölkerungsanteil von 
79,5% und einen Schuldneranteil von lediglich 75,9%. Als eine mögliche Erklärung für die 
regionalen Ungleichheiten können die unterschiedlichen Arbeitslosenquoten herangezogen 
werden, da in verschiedenen Studien festgestellt worden ist, dass Arbeitslosigkeit eine we-
sentliche Ursache von Überschuldung darstellt.34 
 
KORCZAK zufolge besteht ein bemerkenswerter Unterschied zwischen Ost- und Westdeutsch-
land in der Höhe der Verschuldung: die Ostdeutschen sind mit geringeren Summen als die 
Westdeutschen verschuldet.35 Dies dürfte mit dem 
niedrigeren Einkommen im Osten und dem davon 
beeinflussten geringeren Kreditpotential in Zu-
sammenhang stehen. Die vorliegende Studie bestä-
tigt diese Differenz: Schuldner aus den neuen Län-
dern weisen mit 36.590 Euro eine wesentlich ge-
ringere durchschnittliche Verschuldung auf als 
Schuldner aus dem Westen (60.058 Euro). 
 
                                                 
34 ZIMMERMANN 2000: 157; KORCZAK 2001: 136 
35 KORCZAK 2001: 145 
Tab. 1: Durchschnittliche 
Verschuldung in Ost- und West-





















Nord Mitte / West Süd Ost
Abb. 4: Verteilung auf Regionen (in Prozent)
Schuldner Bevölkerungsanteil N = 996
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6.2 Daten zur Verschuldung 
In diesem Abschnitt wird auf die Verschuldungssituation eingegangen und ein Überblick über 
die Zusammensetzung und Höhe der Schulden gegeben. Dabei wird zunächst die Gläubiger-
zahl und die Verschuldungshöhe dargestellt. Darüber hinaus wurde für jeden Gläubiger eine 
Typenzuordnung vorgenommen (z.B. Versicherung, Versandhaus, Kreditinstitut) und in Zu-
sammenhang mit der Höhe der Einzelforderung ausgewertet. 
 
Zum außergerichtlichen Einigungsversuch stehen keine Vergleichsdaten zur Verfügung. Für 
das Verbraucherinsolvenzverfahren wird vom STATISTISCHEN BUNDESAMT die durchschnitt-
liche Verschuldungshöhe publiziert. Darüber hinaus sind in mehreren Studien zur Überschul-
dung und zur Verbraucherinsolvenz Zahlen ermittelt worden, die für Vergleiche hinsichtlich 
der Gläubigeranzahl und der Verschuldungshöhe herangezogen werden.36 
 
Die Zusammensetzung der Schulden der einzelnen Schuldner ist ausgesprochen vielfältig. Es 
wurden Daten von 996 Schuldnern mit bis zu 78 Gläubigern und damit insgesamt 13.364 
Forderungen erhoben. Trotz der in dieser Untersuchung versammelten Datenfülle bleiben 
jedoch offene Fragen. So konnte eine Differenzierung der Schulden bei Kreditinstituten durch 
die Struktur der Angaben nicht vorgenommen werden. Dies hätte weitere Hinweise auf die 
Verwendungszwecke im Sinne von langfristigen Hypotheken- oder kurzfristigeren Dispositi-
onskrediten zum Beispiel zur Deckung von Primär- oder Konsumschulden gegeben.  
 
6.2.1 Anzahl der Gläubiger 
Die durchschnittliche Anzahl der Gläubiger pro Schuldner liegt bei knapp 14 (13,8). Im Ver-
gleich mit der Literatur zur Überschuldung ist die Gläubigerzahl somit wesentlich höher: 
ZIMMERMANN kommt auf eine durchschnittliche Gläubigeranzahl von fünf Gläubigern; 
KORCZAK stellt fest, dass die Gläubigeranzahl bei 50% der untersuchten Haushalte zwischen 
drei und neun Gläubigern liegt.37 MESCH stellt sogar eine Abnahme der durchschnittlichen 
Gläubigeranzahl von neun (1999/2000) auf 5,5 im Jahr 2002 fest.38 
 
In dieser Untersuchung weisen nur 
11% der analysierten Fälle bis zu fünf 
Gläubiger auf. Den größten Anteil 
nehmen Schuldner mit sechs bis zehn 
sowie elf bis 15 Gläubigern ein (je 
28%). Jeder dritte Schuldenbereini-
gungsplan enthält 16 oder mehr 
Gläubiger. Dieser Wert ist ausgespro-
chen hoch: in der Studie von MESCH 
hatten nur 8% der Schuldner mehr als 
15 Gläubiger.39 Die Hälfte aller 
Schuldner verteilt sich auf den Be-
reich von acht bis 18 Gläubigern 




                                                 
36 LITSCHKE 2000; ZIMMERMANN 2000; KORCZAK 2001; MESCH 2003  
37 ZIMMERMANN 2000: 94; KORCZAK 2001: 138 
38 MESCH 2003: 437 
39 MESCH 2003: 437 



























Tab. 2: Statistische Auswertung der 
Verschuldungshöhe (in Euro) 
P-P-Diagramm der
Gesamtsumme aller Gläubiger





















          Abb. 6: Verteilung der Summen 
6.2.2 Verschuldungshöhe 
Die Gesamtsumme aller 13.364 Einzelpositionen beträgt 54.185.228 Euro. Der Durch-
schnittswert pro Schuldner beträgt 54.403 Euro. Die exakte Mitte (Median) der Forderungs-
summen liegt bei 28.136 Euro. Damit weist die Verteilung eine deutliche Linksverschiebung 
durch einzelne sehr hohe Forderungssummen auf. So erreichen über 75% der Fälle nicht den 
ermittelten Durchschnittswert. Bei einer Spannweite von 717 Euro bis 2.522.498 Euro ma-
chen Forderungen von über 100.000 Euro nur 10% aller Forderungen aus. 
Für die analysierten Fälle ergeben sich im Vergleich zu den genannten Veröffentlichungen 
Differenzen. So hat das STATISTISCHE BUNDESAMT für das Jahr 2004 eine durchschnittliche 
Schuldenhöhe pro eröffnetem Verbraucherinsolvenzverfahren von rund 75.000 Euro ermit-
telt.40 MESCH stellt für 2002 eine sinkende Durchschnittsforderungshöhe von 65.799 Euro 
gegenüber 111.767 Euro in 1999/2000 fest.41 
 
Wie lassen sich diese Ergebnisse interpretieren? Die hohe Durchschnittssumme des STATIS-
TISCHEN BUNDESAMTES beruht vermutlich darauf, dass dort nur eröffnete Verfahren erfasst 
werden. Dies würde bedeuten, dass Schuldner mit hohen Verbindlichkeiten (und geringen 
Regulierungsquoten42) häufiger ins Verbraucherinsolvenzverfahren gehen als solche mit ge-
ringen Schulden (und höheren Regulierungsquoten). Diese Annahme wird durch die Ergeb-
nisse von MESCH gestärkt, der eine Differenz zwischen den durchschnittlichen Forderungs-
summen des außergerichtlichen und des gerichtlichen Einigungsversuchs ermittelt hat.43 Auch 
die vorliegenden Studie unterstützt diese These (vgl. Abschnitt 6.4). 
 
Die Verteilung der Gesamtschulden dieser Untersuchung zeigt Übereinstimmungen mit den 
Zahlen von LITSCHKE, die eine Verschuldungshöhe von über 25.564 Euro (50.000 DM) für 
61% der analysierten Fälle feststellt (hier: 54,8%).44 Bemerkenswert ist, dass im Vergleich zu 
KORCZAK, der auf Basis von 36.000 überschuldeten Haushalten in 10% der Fälle Gesamt-
schulden von unter 10.225 Euro (20.000 DM) ermittelt hat45, in der vorliegenden Studie sogar 
13% der Schuldner Verbindlichkeiten unterhalb dieses Betrages aufweisen. 
                                                 
40 STATISTISCHES BUNDESAMT 2005a: 9 
41 MESCH 2003: 437 
42 Eine Zusammenhangsanalyse der offerierten Regulierungsquoten und der Schuldsummen – kategorisiert in 
Beträge unter und über 20.000 Euro – ergab einen signifikanten negativen Zusammenhang mittlerer Stärke (r 
= -0,286). Je höher demnach die Verschuldung ist, desto geringer ist die angebotene Regulierungsquote. 
43 MESCH 2003: 437 
44 LITSCHKE 2000: 46 
45 KORCZAK 2001: 137 
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Abschließend lässt sich festhalten, dass bei Verschuldungssummen der Durchschnittswert nur 
bedingt aussagefähig ist, da einer großen Anzahl geringerer Forderungssummen wenige ex-
trem hohe Beträge entgegenstehen. Die Hälfte aller Forderungen liegt im Bereich zwischen 
15.550 und 52.880 Euro. 
 
6.2.3 Gläubigertypen 
Die Frage nach der Gläubigerstruktur wird in dieser Untersuchung in zwei Formen beantwor-
tet. Zum einen wird ermittelt, welcher Prozentsatz an Schuldnern Verbindlichkeiten bei einem 
spezifischen Gläubigertyp aufweist und die Ergebnisse werden mit Studien zur Überschul-
dung verglichen. Zum anderen werden die prozentualen Anteile der verschiedenen Gläubiger-
typen und ihrer Forderungssumme an der Gesamtforderung dargestellt. 
 
Die Typologie der Gläubiger wurde in Auseinandersetzung mit den Kategorien bestehender 
Untersuchungen zur Überschuldung entworfen. Die Identität unbekannter Gläubiger wurde 
recherchiert und den entsprechenden Kategorien zugeordnet. Jeder zweite Fall (51,2%) ent-
hielt einen Gläubiger, der nicht eindeutig zuzuordnen war; bezogen auf die Gesamtzahl der 
Gläubiger entspricht dies jedoch nur einem Anteil von 7,5%. Zudem wiesen 41 Pläne ledig-
lich anonymisierte Angaben zu den Gläubigern auf. 
 
In dieser Studie wurden insgesamt 34 Gläubigertypen kategorisiert. Trotz der Bemühungen 
um Vollständigkeit und Trennschärfe der Kategorien, können Überschneidungen nicht immer 
ausgeschlossen werden. So sind beispielsweise Rechtsanwälte nicht eindeutig von Inkasso-
Unternehmen zu trennen, da in den meisten Fällen nicht ersichtlich war, ob sie selbst die For-
derung stellen, oder – wie Inkasso-Unternehmen – als Gläubigervertreter aufgrund fiduziari-
scher Forderungsabtretung auftreten. 
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Abb. 8: Gläubigertypen (in Prozent)





















 Anteil an der Gläubigergesamtsumme Anteil der Forderungen Anteil der Schuldner
Die Auswertung zeigt, dass die meisten Schulden bei Kreditinstituten gemacht worden sind: 
81% der Schuldner weisen Verbindlichkeiten bei mindestens einem Kreditinstitut auf. Insge-
samt machen Forderungen von Kreditinstituten 14,2% aller Forderungen und mehr als die 
Hälfte der Gesamtforderungssumme (52,5%) aus. Aus den Plänen war jedoch nicht die Form 
der Verschuldung ersichtlich (vgl. Abschnitt 6.2). 
 
An zweiter Stelle stehen Forderungen von Versicherungen. Über drei Viertel der Schuldner 
(76,8%) weisen Forderungen von Versicherungen auf, die 13,4% der Forderungen, jedoch nur 
5,1% der Gesamtsumme ausmachen. Bei diesen Werten sind allerdings Verzerrungen durch 
die Auswahl der Stichprobe möglich (vgl. Abschnitt 5). 
 
58,4% der Schuldner haben bei mindestens einem Telefon-, Handy- oder Internetanbieter 
Schulden. Insgesamt machen Telefon- und Internetgebühren 7,5% aller Forderungen aus 
(1,7% der Gesamtsumme). Vielfach weisen Schuldner Verbindlichkeiten bei mehreren Anbie-
tern auf, was sich auf die Aufhebung des Telefonmonopols zurückführen lässt. 
 
* siehe Hinweis zur Repräsentativität (Abschnitt 5)             N = 996 Fälle und 13.364 Forderungen
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Die Kategorie Handel und Gewerbe mit einem Schuldneranteil von 57,2% (11,8% der Ge-
samtforderungen; 6,2% der Gesamtsumme) weist eine große Branchenvielfalt auf. Die Palette 
reicht von Schulden bei Tankstellen und Autovermietungen über Partnervermittlungen, Fit-
ness- und Sonnenstudios bis zu Schulden bei Brauereien und Geschirrvermietungen. Es ist zu 
vermuten, dass sich unter den Gläubigern, die keinem Gläubigertyp zuzuordnen waren, Ge-
werbebetriebe mit Personenhaftung verbergen, die den Anteil der Schulden im Konsumbe-
reich noch erhöhen würden. 
 
Inkasso-Unternehmen und Rechtsanwälte weisen zusammen 10,9% aller Forderungen auf. 
Über die Hälfte der Schuldner haben Verbindlichkeiten bei Inkasso-Unternehmen (53,2%) 
und fast jeder Dritte bei Rechtsanwälten (28,4%). Bei beiden Gläubigertypen ist, wie bereits 
erwähnt, die Grenze zwischen Eigen- und Fremdbeitreibung nicht eindeutig zu ziehen. Der 
Anteil von Inkasso-Unternehmen an der Gesamtsumme beträgt 4,4%, der von Rechtsanwälten 
1,6%. 
 
Die Forderungen von Ämtern und Behörden wurden detailliert erhoben; die Trennschärfe ist 
jedoch durch unterschiedliche Landesordnungen bisweilen unzureichend. 43,5% der Schuld-
ner weisen Verbindlichkeiten bei Stadt-, Kreis- oder Landeshauptkassen auf. 20,3% der 
Schuldner haben Schulden bei Finanzämtern, 19% bei Arbeitsämtern und 12,6% bei Justizbe-
hörden. 
 
Zum Bereich der Konsumschulden zählen Schulden bei Versandhäusern. 42,6% der Schuld-
ner haben hier Verbindlichkeiten, die insgesamt 7,7% aller Forderungen ausmachen.46 Vor 
allem Ratenkaufangebote und die Möglichkeit des „Versandhaus-Hoppings“ machen diese 
Verschuldungsform für Schuldner attraktiv. 
 
Unter Primärschulden werden Schuldenarten gefasst, die eine existenzielle Bedrohung der 
Schuldner darstellen, wie Miet- und Mietnebenkosten. In dieser Untersuchung haben 29,9% 
der Schuldner Verbindlichkeiten bei Energie-, Wasser- und Entsorgungsunternehmen, die 
allerdings nur 2,9% der Gesamtforderungen ausmachen. 20,7% der Schuldner weisen Miet-
schulden auf (1,9% der Gesamtforderungen). Es besteht zudem die Möglichkeit, dass Miete 
und Mietnebenkosten, die von Gemeinden oder Städten erhoben werden, auch in den Bereich 
der Schulden bei Ämtern und Behörden eingeflossen sind.  
 
Unter Fernsehgebühren werden in dieser Untersuchung Gebühren des öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens (GEZ) sowie Gebühren für Pay-TV oder Kabelfernsehen summiert. Fast jeder 
dritte Schuldner (29,5%) weist hier Schulden auf, die einen Anteil von 2,4% der Gesamtfor-
derungen ausmachen. 
 
Schulden bei Verlagen finden sich bei 16,2% der Schuldner (2% der Gesamtforderungen). Zu 
den Verlagen wurden Zeitungsverlage und Druckereien gezählt. Der Versandhandel mit Bü-
chern wurde den Versandhäusern zugeordnet. 
 
Zu existenziellen Schulden zählt die medizinische Versorgung (13,3% der Schuldner; 1,3% 
der Gesamtforderungssumme). Schulden bei Betrieben des öffentlichen Personennahverkehrs 
sowie der Bundesbahn haben 5,5% der Schuldner (0,5% der Gesamtforderungen). 
 
                                                 
46 Tatsächlich dürften die Zahlen sogar noch höher liegen, da gerade in diesem Bereich in erheblichem Umfang 
Forderungen fiduziarisch abgetreten werden. 
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Hinweise auf eine gescheiterte Selbstständigkeit können Schulden bei Berufsgenossenschaf-
ten, Innungen sowie Industrie- und Handelskammern geben; 6,2% der Schuldner weisen hier 
Verbindlichkeiten auf. Beiträge zu gesetzlichen Krankenkassen können ebenfalls ein Indiz für 
Selbstständigkeit sein; diese liegen bei 9,7%. Der Anteil dieser Gläubigerkategorien an den 
Gesamtforderungen liegt jeweils unter 1%. 
 
Weitere kategorisierte Gläubigertypen sind Tierärzte, Kindergartenbeiträge, Gewerkschafts- 
und Vereinsmitgliedschaften, Beiträge für Bundes- und Landesversicherungsanstalten, private 
Unterhaltsforderungen, Privatkredite und Kosten für Weiterbildung. Der Anteil der Schuldner 
bei diesen Gläubigertypen liegt jeweils unter 4%. Insgesamt weisen diese Gläubigertypen 
einen Anteil von 1,7% der Gesamtforderungen auf. Eine detaillierte Auflistung statistischer 
Kennziffern aller Gläubigertypen ist im Anhang zu finden. 
 
Im Vergleich zu den Ergebnissen von KORCZAK sind in dieser Studie in Bezug auf einige 
Gläubigertypen deutlich höhere Verschuldungsraten zu verzeichnen47: Zwar weisen beide 
Untersuchungen hohe Schuldneranteile bei Kreditinstituten auf (vorliegende Studie: 81%; 
KORCZAK: West 72%, Ost 56%), aber drei von vier Schuldnern (76,8%) haben in dieser Un-
tersuchung Verbindlichkeiten bei Versicherungen, während dies bei KORCZAK lediglich 24% 
in West- und 30% in Ostdeutschland sind. Diese Diskrepanz kann jedoch auch als Hinweis 
auf eine Überrepräsentativität von Versicherungen durch die Mandantenstruktur des Inkasso-
Unternehmens gedeutet werden.  
 
Besonders deutlich ist der Unterschied bei den Verbindlichkeiten gegenüber Telefongesell-
schaften: während in KORCZAKs Untersuchung nur jeder vierte Haushalt (West 27%; Ost 
25%) Schulden bei Telefongesellschaften hat, zeigt sich in dieser Studie, dass mehr als jeder 
zweite Schuldner (58,4%) Verbindlichkeiten bei Kommunikationsanbietern hat. Diese Diffe-
renz ist möglicherweise auf die Öffnung des Telefonmonopols und in der Folge einem An-
stieg der Verträge bei Telefon- und Handyanbietern zurückzuführen.  
 
Relative Übereinstimmungen gibt es hinsichtlich der Schulden bei Versandhäusern (42,6%; 
KORCZAK: West 32%, Ost 42%), bei Inkasso-Unternehmen (53,2%; KORCZAK: West 40%, 
Ost 50%), Finanzämtern (20,3%; KORCZAK: West 18%, Ost 21%) und Vermietern (20,7%; 
KORCZAK: West 16%, Ost 32%) sowie Schulden bei Justizbehörden (12,6%; KORCZAK: 
West 18%, Ost 19%). 
 
Abschließend lässt sich sagen, dass diese Auswertung der Verschuldungsdaten erst einen 
kleinen Einblick in das Potenzial der Daten bietet. So sind zum Beispiel Identifizierungen von 
Schuldnertypen aufgrund von Gläubigerverteilungen und Verschuldungshöhen möglich. 
 
6.3 Daten zum außergerichtlichen Einigungsversuch 
 
In diesem Abschnitt werden die von den Schuldnern gemachten Vergleichsvorschläge ausge-
wertet. Dabei wird die Art und Höhe des Zahlungsangebots betrachtet und in Beziehung zum 
pfändbaren Einkommen der Schuldner gesetzt. Zudem wird die offerierte Regulierungsquote 
untersucht, die den prozentualen Anteil der Zahlungen an der Schuldsumme bezeichnet. Vor-
ab wird dargestellt, welche „geeigneten Personen oder Stellen“ gemäß § 305 InsO die 
Schuldner bei der Erstellung eines außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplans unterstützt 
haben. 
 
                                                 
47 KORCZAK 2001: 140 
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6.3.1 Schuldenregulierungsstelle 
Wie bereits erwähnt (vgl. Abschnitt 3), nimmt die Mehrheit der Schuldner bei der Erstellung 
eines Schuldenbereinigungsplans die Hilfe einer „geeigneten Person oder Stelle“ in Anspruch. 
Die Auswertung brachte das bemerkenswerte Ergebnis zutage, dass über ein Drittel aller 
Pläne von Rechtsanwälten eingereicht worden sind (35,9%); dies bestätigt die These von 
LITSCHKE, dass Rechtsanwälte stärker am Verbraucherinsolvenzverfahren beteiligt sind als 
gemeinhin angenommen.48 Zudem bedeutet dieses Ergebnis, dass bei Untersuchungen, die 
sich lediglich auf das Zahlenmaterial von öffentlichen Schuldenregulierungsstellen stützen, 
eine relativ große Gruppe von Schuldnern systematisch unerfasst bleibt. Zukünftige Analysen 
des Datensatzes können zeigen, ob sich diese Gruppe hinsichtlich bestimmter persönlicher 
oder verschuldungsspezifischer Merkmale von Personen, die von öffentlichen Stellen betreut 
werden, unterscheidet.  
 
Von den öffentlichen Schuldenregulierungsstellen nehmen die Schuldnerberatungsstellen der 
Kirchen und der freien Wohlfahrtspflege den größten Teil ein (23,5% bzw. 16,9% aller einge-
reichten Pläne); Verbraucherzentralen spielen mit insgesamt 1,8% nur eine geringe Rolle. 






























Da die Erstellung eines außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplans einen nicht unerhebli-
chen Zeit- und Organisationsaufwand erfordert, überrascht es, dass 8,2% der Pläne von den 
Schuldnern selbst eingereicht worden sind. Diese Zahl ist jedoch zu relativieren: eine Sich-
tung der entsprechenden Pläne ergab, dass in einem Drittel der Fälle offensichtlich eine 
Schuldnerberatungsstelle bei der Erstellung des Plans mitgewirkt hatte. Zudem waren sämtli-
che Pläne mit gängiger Software zur Verbraucherinsolvenz erstellt worden, die vor allem in 
Schuldenregulierungsstellen benutzt wird. Deshalb kann davon ausgegangen werden, dass so 
gut wie alle außergerichtlichen Pläne mit Hilfe einer „geeigneten Person oder Stelle“ erstellt 
werden. 
                                                 
48 LITSCHKE 2000: 28 
N = 994 
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6.3.2 Art des Vergleichsangebots 
Beim außergerichtlichen Einigungsversuch gilt der Grundsatz der Privatautonomie, d.h. 
Schuldner und Gläubiger können jede Form der Schuldenbereinigung wählen.49 Denkbar sind 
beispielsweise Raten- oder Einmalzahlungen oder eine Kombination aus beiden Zahlungs-
formen. Zudem hat der Gesetzgeber mit der Gesetzesnovelle von 2001 die zuvor umstrittenen 
„flexiblen Nullpläne“50 faktisch gebilligt. Wird ein Nullplan vorgelegt, ist die Zustimmung 
aller Gläubiger unwahrscheinlich, da sie im gerichtlichen Verfahren nicht schlechter gestellt 
werden können. 
 
Die Auswertung der Vergleichs-
angebote zeigt zweierlei: Zum 
einen sind die Hälfte aller Pläne 
„flexible Nullpläne“. Zum ande-
ren orientieren sich die Zah-
lungsvorschläge oftmals an der 
Dauer der Wohlverhaltens-
periode: Es dominieren Raten-
zahlungsvorschläge mit mehrjäh-
riger Laufzeit (44,8%). Einmal-
zahlungen werden in 4,4% der 
Fälle angeboten; nur in einem 
Fall wird eine Kombination aus 
Raten- und Einmalzahlung ange-
boten (0,1%). 
 
Hinsichtlich der Einmalzahlungen zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen 
Bundesländern. So ist die Zahl der Pläne, die eine Einmalzahlung vorsehen, in Baden-
Württemberg wesentlich höher als in den übrigen Bundesländern. Dies dürfte darauf zurück-
zuführen sein, dass in diesem Bundesland über einen Entschuldungsfonds Mittel für Einmal-
zahlungen bereitgestellt werden.51 
 
6.3.3 Pfändbarer Einkommensanteil und Vergleichsangebot 
Der Gesetzgeber hat in § 850c der Zivilprozessordnung (ZPO) festgelegt, in welchem Um-
fang in der Wohlverhaltensperiode Einkünfte an die Gläubiger abgeführt werden müssen, 
damit die Schuldner eine Restschuldbefreiung erlangen. Bei der Ermittlung des pfändbaren 
Einkommensanteils werden neben den Einkommensverhältnissen auch Unterhaltsverpflich-
tungen zugrunde gelegt.52 
 
Wie oben dargestellt, dient das gerichtliche Verfahren häufig als Richtschnur für den außerge-
richtlichen Einigungsversuch. Dementsprechend waren in 954 der 996 Pläne Angaben zum 
(pfändbaren) Einkommen enthalten. Die Auswertung dieser Pläne zeigt, dass 86,9% der 
Schuldner nach eigenen Angaben über kein pfändbares Einkommen verfügen. Dementspre-
chend würden die Gläubiger, sofern es zu einem Insolvenzverfahren kommt, nur von 13,1% 
der Schuldner Zahlungen erwarten können. 
 
                                                 
49 UHLENBRUCK 2003: 2909 
50 Bei solchen „Nullplänen“ handelt es sich um Pläne, in denen keine Zahlungen vorgesehen sind, aber dessen 
ungeachtet ein Forderungsverzicht der Gläubiger bzw. eine Restschuldbefreiung am Ende stehen soll. 
51 HOFMEISTER 2003: 13 
52 Die Pfändungsfreigrenzen sind am 01.07.2005 erhöht worden; den Auswertungen dieser Studie liegen die zu-
vor geltenden Freigrenzen zugrunde. 












EinmalzahlungN = 995 
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Vor diesem Hintergrund ist umso bemerkenswerter, dass fast die Hälfte der Schuldner im 
außergerichtlichen Einigungsversuch ein Zahlungsangebot macht. Zu den 125 Schuldnern, die 
im Insolvenzverfahren den pfändbaren Teil ihres Einkommens abführen müssten, kommen 
325 Schuldner ohne pfändbare Beträge hinzu, die bei einer außergerichtlichen Einigung zu 
Zahlungen bereit wären. Insgesamt bieten 47,2% der 954 Schuldner eine Schuldentilgung an. 
 
 
Vergleicht man die Höhe der Vergleichsangebote mit der Höhe der pfändbaren Beträge zeigt 
sich in 61,8% der Fälle keine Differenz: entweder verfügen die Schuldner über kein pfändba-
res Einkommen und bieten keine Zahlungen an oder sie verfügen über einen pfändbaren Be-
trag und ihr Zahlungsangebot entspricht diesem Betrag. Acht Schuldner (0,8%) mit pfändba-
rem Betrag bieten geringere Zahlungen an.  
 
Tab. 3: Vergleichsangebot und pfändbarer Betrag 






...liegt unter dem pfändbaren Betrag 0,8  0,8
...entspricht dem pfändbaren Betrag 61,8 52,8 9,0
...liegt über dem pfändbaren Betrag 33,3 30,5 2,8
davon: bis 10 Euro 4,7 4,3 0,4
            10 bis 20 Euro 5,6 5,1 0,4
            20 bis 30 Euro  5,9 5,7 0,2
            30 bis 40 Euro 2,3 1,8 0,5
            40 bis 50 Euro 6,7 6,5 0,2
            50 bis 100 Euro  5,3 4,7 0,6
            mehr als 100 Euro 2,8 2,4 0,4
...ist eine Einmalzahlung  4,0 3,6 0,4
 100,0 86,9 13,1
 
Ein Drittel der Schuldner (33,3%) bietet Zahlungen aus dem unpfändbaren Einkommensanteil 
an. Wie die Aufschlüsselung zeigt, verteilen sich die Angebote gleichmäßig über die Interval-
le von 10 bis 50 Euro. Von einer nicht unerheblichen Zahl von Schuldnern werden Raten an-
geboten, die zwischen 50 und 100 Euro über dem pfändbaren Betrag liegen (51 Schuldner), 
und 27 Schuldner bieten sogar monatliche Tilgungsraten an, die mehr als 100 Euro über ih-
rem pfändbaren Einkommensanteil liegen. 
 
Abb. 11: Pfändbares Einkommen
nein  86,9%
ja  13,1%
N = 954 
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6.3.4 Regulierungsquote 
Wie viel Geld würden die Gläubiger von ihren Forderungen tatsächlich erhalten? In 72,8% 
der außergerichtlichen Einigungsversuche wird eine Regulierungsquote von unter 10% vorge-
schlagen53; im Intervall von 10-20% liegen weitere 10,3% der Pläne. In den weiteren Interval-
len nehmen die relativen Häufigkeiten kontinuierlich ab und steigen lediglich im letzten In-
tervall noch einmal an; dies ist auf 19 Fälle zurückzuführen, in denen die Regulierungsquote 
bei 100% liegt. Insgesamt haben nur knapp 7% der Einigungsvorschläge eine Regulierungs-
quote von über 50%. Die durchschnittliche Regulierungsquote beträgt 11,1%. 
 
 
Die Auswertung der Vergleichsangebote lässt sich somit folgendermaßen zusammenfassen: 
Obwohl viele Schuldner Zahlungen im außergerichtlichen Einigungsversuch anbieten, die 
über ihrem pfändbaren Einkommensanteil liegen, kommen die Gläubiger dennoch kaum zu 
ihrem Geld: in sieben von zehn Einigungsversuchen würden sie nicht mehr als 10% ihrer For-
derungen erhalten. 
 
6.4 Ausgang und Folgen des außergerichtlichen Einigungsversuchs 
Im August 2005 – mehr als ein Jahr nach Eingang des letzten Plans – wurde der Ausgang des 
Einigungsversuchs erfasst und ausgewertet. Da ein Insolvenzantrag spätestens sechs Monate 
nach Einreichen des außergerichtlichen Plans zu stellen ist, ist anzunehmen, dass bis zu die-
sem Zeitpunkt dem Inkasso-Unternehmen ein Insolvenzantrag bekannt geworden ist. Somit 
kann eine eindeutige Antwort auf die Frage nach der Zahl der erfolgreichen Einigungsversu-
che gegeben werden. Ebenso kann ausgewertet werden, wie viele Schuldner einen Antrag auf 
Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt haben, in wie vielen Fällen ein gerichtlicher Ei-
nigungsversuch unternommen worden ist und wie viele Schuldner ihre Entschuldung nach 
einem Scheitern des außergerichtlichen Plans nicht weiter verfolgt haben. 
                                                 
53 In diese Auswertung sind jene 990 Fälle eingegangen, in denen die Regulierungsquote zweifelsfrei ersichtlich 
war; der Anteil der Nullpläne ist in Abbildung 13 mit 50,9% etwas höher als in Abbildung 10 (50,7%), da bei 
fünf in Abbildung 10 enthaltenen Fällen lediglich ersichtlich war, dass Zahlungen vorgesehen sind, ohne dass 
















0-10% 10-20% 20-30% 30-40% 40-50% 50-60% 60-70% 70-80% 80-90% 90-100%
Regulierungsquote
Abb. 13: Regulierungsquote (in Prozent)
5,01 bis 10 %
0,01 bis 5 %
0 % (flexibler Nullplan)
N = 990 
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Im Folgenden wird zunächst auf die außergerichtlichen und auf die gerichtlichen Einigungen 
eingegangen und jeweils Regulierungsquote, Gläubigerzahl und Verschuldungshöhe darge-
stellt. Danach werden die Verbraucherinsolvenzen untersucht. Abschließend folgt ein Über-
blick über die Entwicklung aller 996 Pläne. 
 
6.4.1 Außergerichtliche Einigung 
Bei 73 Schuldnern ist es aufgrund des in dieser Studie erfassten (68 Fälle) oder eines nachge-
besserten Plans (5 Fälle) zu einer außergerichtlichen Einigung gekommen; dies entspricht 
einer Erfolgsquote von 7,3%. Die erfolgreichen Pläne enthalten Regulierungsquoten zwischen 
3,7% und 100%; der Durchschnitt liegt bei 50,4%. Erwähnenswert ist, dass der Plan mit einer 
Regulierungsquote von 3,7% immerhin 16 Gläubiger umfasst.  
 
Die Regulierungsquote ist im Vergleich zur Quote aller erfassten Pläne (11,1%) weitaus hö-
her, die Gläubigerzahl ist mit 8,4 Gläubigern um 5,4 niedriger als im Gesamtdurchschnitt 
(13,8) und die durchschnittliche Verschuldungshöhe beträgt weniger als die Hälfte (26.557 
Euro zu 54.403 Euro).  
 
Mit einer Diskriminanzanalyse, bei der die erfolgreichen Einigungen mit den Verbraucherin-
solvenzen verglichen wurden, konnte festgestellt werden, dass die Regulierungsquote das 
entscheidende Kriterium ist, das über Erfolg oder Misserfolg der Pläne entscheidet.54 Ein Zah-
lungsangebot oberhalb des pfändbaren Betrags sowie eine geringe Gläubigerzahl sind eben-
falls wichtige Kriterien für einen positiven Ausgang des Einigungsversuchs; die übrigen Vari-
ablen verbessern die Zuordnung nicht.55  
 
Ein bemerkenswertes Ergebnis ist, dass Vorschläge, die ein Einmalzahlungsangebot enthal-
ten, überdurchschnittlich häufig erfolgreich sind: Von 44 Plänen mit einem entsprechenden 
Angebot sind 15 Pläne angenommen worden. Die Regulierungsquoten liegen zwischen 6,4% 
und 66,7%; die durchschnittliche Regulierungsquote der erfolgreichen Einmalzahlungsange-
bote beträgt 22,8%. Der Erfolg dieser Pläne trotz einer im Vergleich mit allen außergerichtli-
chen Einigungen geringeren Regulierungsquote lässt darauf schließen, dass Gläubigern eine 
Einmalzahlung aufgrund des schnelleren und kostengünstigeren Ablaufs entgegen kommt. 
 
Ein „flexibler Nullplan“ führt offensichtlich zum Scheitern des außergerichtlichen Einigungs-
versuchs: alle 504 in der Stichprobe enthaltenen Nullpläne blieben erfolglos.  
 
Der Prozentsatz erfolgreicher Einigungen ist im Vergleich zur Auswertung von MESCH56 
deutlich geringer: bei nahezu identischen Verschuldungssummen (MESCH: 26.520 Euro) hat 
dieser für das Jahr 2002 eine Erfolgsquote von 16% ermittelt. Diese positive Bilanz kann zum 
Teil durch die allgemein niedrigere Gläubigerzahl erklärt werden (diese liegt bei MESCH bei 
nur 5,5 Gläubigern). So ist auch die Gläubigerzahl der erfolgreichen Pläne mit 1,5 weitaus 
geringer als in dieser Studie. 
 
Vergleicht man die Erfolgsquote in dieser Studie mit den Zahlen, die KOHTE für die Bundes-
länder Bayern, Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpommern zusammengestellt hat57, 
zeigen sich ebenfalls deutliche Unterschiede: Für Baden-Württemberg ergeben sich für das 
Jahr 2003 33,3% außergerichtliche Einigungen, für Bayern 15,5% und für Mecklenburg-
                                                 
54 Aufgrund von fehlenden Werten in den Diskriminanz-Variablen lag die Fallzahl bei 695. 
55 Die standardisierten kanonischen Diskriminanzkoeffizienten: Regulierungsquote 0,908; Differenz zwischen 
Zahlungsangebot und pfändbarem Betrag: 0,195; Gläubigerzahl: -0,179. 
56 MESCH 2003: 437 
57 KOHTE 2004: 7 
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Vorpommern für das Jahr 2002 18,9%. Es ist bei einem Vergleich der Zahlen allerdings zu 
beachten, dass in dieser Studie – wie im Folgenden noch dargestellt wird – eine Vielzahl von 
Schuldnern weder eine außergerichtliche Einigung erreicht noch einen Antrag auf Verbrau-
cherinsolvenz gestellt hat. Berücksichtigt man nur jene Einigungsversuche, bei denen es zu 
einer Einigung oder einem Antrag auf Verbraucherinsolvenz gekommen ist, so erhöht sich die 
Quote erfolgreicher Einigungen von 7,3% auf 10,2%. 
 
6.4.2 Gerichtliche Einigung 
Insgesamt haben 682 Schuldner einen Antrag auf Verbraucherinsolvenz gestellt; dies sind 
68,5% der Stichprobe. Bevor das Verfahren eröffnet wird, kann das Gericht einen weiteren 
Einigungsversuch unternehmen, bei dem – im Gegensatz zum außergerichtlichen Einigungs-
versuch – nicht die Zustimmung aller Gläubiger erforderlich ist, sondern nur die der Mehrheit 
(nach Köpfen und Forderungssummen); die übrigen Stimmen können auf Antrag gerichtlich 
ersetzt werden (vgl. Abschnitt 3).  
 
In 76 Fällen hat das Insolvenzgericht einen solchen Einigungsversuch unternommen. Dies 
sind 11,3% aller Anträge auf Verfahrenseröffnung. Von den 76 Einigungsversuchen waren 
zehn im August 2005 noch nicht abgeschlossen. Bei den übrigen 66 ergibt sich folgendes 
Bild: 27 sind durch eine gerichtliche Einigung beendet worden, 39 sind gescheitert.  
 
Die 27 erfolgreichen Einigungsversuche weisen eine durchschnittliche Regulierungsquote von 
21,9% auf. Bemerkenswert ist, dass sich unter den Plänen fünf „flexible Nullpläne“ befinden. 
Die Gläubigerzahl liegt zwischen zwei und 16 (Durchschnitt: 10,3 Gläubiger), die Verschul-
dung beträgt durchschnittlich 33.489 Euro. 
 
Die hohe Erfolgsquote (40,9%) sollte die Gerichte veranlassen, in Zukunft vermehrt einen 
Einigungsversuch anzustrengen. Dies ist bislang mit dem Hinweis auf den Arbeits- und Kos-
tenaufwand abgelehnt worden. Eine Lösung könnte die im Referentenentwurf des Bundesjus-
tizministeriums geplante Zusammenlegung von außergerichtlichem und gerichtlichem Eini-
gungsversuch bieten. Dort ist vorgesehen, dass der Schuldner bei einem Scheitern des außer-
gerichtlichen Einigungsversuchs ohne Vorlage eines neuen Plans eine gerichtliche Zustim-
mungsersetzung beantragen kann, sofern die Mehrheit der Gläubiger nach Köpfen und Sum-
men dem außergerichtlichen Plan zugestimmt hat.58 Dies würde nicht nur zu einer Entlastung 
der Gerichte beitragen, sondern zu einer Beschleunigung des gesamten Verfahrens führen. Ein 
Nebeneffekt wäre, dass die außergerichtlichen Pläne nach den Vorgaben erstellt werden, die 
für die gerichtlichen Schuldenbereinigungspläne gelten. 
 
6.4.3 Verbraucherinsolvenz 
Von den 682 beantragten Verbraucherinsolvenzverfahren sind 645 eröffnet worden; in zehn 
Fällen steht der Ausgang des gerichtlichen Einigungsversuchs noch aus. Erwartungsgemäß 
liegt die Regulierungsquote deutlich unter dem Gesamtdurchschnitt und sowohl Gläubiger-
zahl als auch Verschuldungshöhe sind überdurchschnittlich. 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt können keine Zahlen zur verteilbaren Masse vorgelegt werden, da 
zahlreiche Verfahren noch nicht beendet sind und für die übrigen Schuldner die Wohlverhal-
tensperiode erst begonnen hat. Als Anhaltspunkt können jedoch die Angaben im außergericht-
lichen Plan dienen: Von den 645 Schuldnern, die ein Verbraucherinsolvenzverfahren durch-
laufen, haben sich 631 zu pfändbaren Einkommensanteilen geäußert. In 87,5% stand zum 
Zeitpunkt des außergerichtlichen Einigungsversuchs keine verteilbare Masse zur Verfügung. 
                                                 
58 BUNDESMINISTERIUM DER JUSTIZ 2004 
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6.4.4 Übersicht 
Abschließend soll ein Überblick über die Entwicklung aller 996 Pläne gegeben werden. Wie 
bereits dargestellt, sind 73 außergerichtliche (7,3%) und 27 gerichtliche Einigungen (2,7%) 
erzielt worden; zehn gerichtliche Einigungsversuche sind noch nicht abgeschlossen. Gegen 
645 Schuldner (64,8%) ist ein Verbraucherinsolvenzverfahren eröffnet worden. Die folgende 
Tabelle zeigt die jeweiligen Durchschnittswerte hinsichtlich Regulierungsquote, Gläubiger-
zahl und Verschuldungshöhe.  
 
Tab. 4: Vergleichswerte (Durchschnitt) zum Ausgang des Einigungsversuchs 
  
außergerichtliche 







Regulierungsquote 50,4% 21,9% 5,0% 11,1% 
Gläubigerzahl 8,4 10,3 14 13,8 
Verschuldungshöhe 26.557€ 33.489€ 56.459€ 54.403€ 
 
Die erwähnten Gruppen stellen jedoch nur drei Viertel der Stichprobe. Von den übrigen 241 
Schuldnern haben nach derzeitigem Kenntnisstand 22 Personen einen erneuten außergericht-
lichen Einigungsversuch unternommen, der noch nicht abgeschlossen ist. In einigen Fällen ist 
es zu einer Einigung zwischen dem Inkasso-Unternehmen und den Schuldnern gekommen. 
Gegen 33 Schuldner ist ein Regelinsolvenzverfahren eröffnet worden. Drei Schuldner sind 
verstorben. 
 
Abb. 14: Entwicklung aller 996 außergerichtlichen Einigungsversuche 
 
 
Das Gros der verbliebenen Schuldner hat weder eine außergerichtliche Einigung erreicht noch 
einen Insolvenzantrag gestellt (159 Fälle). Dies bedeutet, dass jeder sechste Schuldner, der 
einen Plan vorgelegt hat, ohne Aussicht auf Entschuldung ist. Angesichts des personellen, 
finanziellen und zeitlichen Aufwands, der mit einem außergerichtlichen Einigungsversuch 
verbunden ist, ist diese Zahl ausgesprochen hoch. Hier wäre über Mittel und Wege nachzu-
denken, mit denen den Schuldnern der Weg vom außergerichtlichen Einigungsversuch zur 
Verbraucherinsolvenz erleichtert wird. 
996 außergerichtliche Einigungsversuche 
73 Vergleiche 
49 sonstige, 





gungsversuche 10 ausstehende 
Entscheidungen 
645 Verbraucher-
insolvenzen 33 Regel-insolvenzen645 Personen in der 
Wohlverhaltensperiode 
159 Personen ohne 
Entschuldung 
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7 Zusammenfassung und Ausblick 
Aufgrund der Fülle des in den vorangegangenen Abschnitten dargestellten Materials sollen an 
dieser Stelle die wichtigsten Punkte noch einmal hervorgehoben und mit Überlegungen zur 
Reform der Insolvenzordnung verbunden werden. 
 
Für diese Studie sind Informationen aus 996 außergerichtlichen Einigungsversuchen ausge-
wertet worden, die zwischen März und Juni 2004 bei einem großen Inkasso-Unternehmen 
eingegangen sind. Zudem wurde der Ausgang des Einigungsversuchs untersucht. 
 
Hinsichtlich der persönlichen und wirtschaftlichen Situation der Schuldner zeigen sich 
auf den ersten Blick kaum Differenzen zu bestehenden Untersuchungen zur Überschuldung. 
Bei näherer Betrachtung lassen sich jedoch in einigen Punkten Unterschiede feststellen. 
 
• Geschlecht: Männer stellen mit 65,5% die Mehrheit der Schuldner (Frauen: 34,5%). 
 
• Alter: Das Durchschnittsalter der Schuldner liegt bei 40,8 Jahren. Im Vergleich mit den 
Bevölkerungsanteilen sind Personen mittleren Alters überdurchschnittlich vertreten. Un-
tersuchungen zur Überschuldung kommen zwar zu einem ähnlichen Ergebnis, doch sind 
die Alterskohorten in dieser Untersuchung nach rechts verschoben: Die Schuldner sind 
überwiegend zwischen 30 und 50 Jahre alt, während Überschuldungsstudien eine hohe 
Präsenz der Gruppe der 20-40jährigen verzeichnen. 
 
• Familienstand: Geschiedene und Getrenntlebende sind im Vergleich zur Gesamtbevölke-
rung deutlich überrepräsentiert. Daraus kann geschlossen werden, dass eine Trennung 
bzw. Scheidung zum Auslöser von Überschuldung werden kann. 
 
• Erwerbsstatus: Arbeitslose stellen rund 44% der Schuldner. Diese Zahl ist selbst im 
Vergleich mit Studien zur Überschuldung und zur Verbraucherinsolvenz ausgesprochen 
hoch. 
 
• Regionale Verteilung: Schuldner aus Ostdeutschland sind leicht überrepräsentiert; die 
durchschnittliche Verschuldungshöhe in Ostdeutschland ist mit 36.590 Euro wesentlich 
geringer als im Westen (60.058 Euro). In Westdeutschland ist ein Nord-Süd-Gefälle aus-
zumachen: im Norden leben mehr Schuldner als im Süden. 
 
Erstmals konnten in dieser Studie Daten zur Verschuldung einer großen Zahl von Personen, 
die eine außergerichtliche Einigung nach § 305 InsO anstreben, vorgelegt werden. Zu den 
wesentlichen Ergebnissen zählen: 
 
• Gläubigeranzahl: Die Schuldner haben durchschnittlich rund 14 Gläubiger. Jeder dritte 
Schuldner hat 15 Gläubiger und mehr; der Maximalwert liegt bei 78 Gläubigern. Damit 
liegen die Werte deutlich über den in Studien zur Überschuldung ermittelten Zahlen. 
 
• Verschuldungshöhe: Die Höhe der Schulden liegt zwischen 700 Euro und 2,5 Millionen 
Euro. Die durchschnittliche Verschuldung beträgt 54.403 Euro, doch ist diese Zahl durch 
einige extrem hohe Summen nach oben verzerrt. Der Median (exakte Mitte) beträgt 
28.136 Euro. Im Vergleich zum Wert im Verbraucherinsolvenzverfahren (Durchschnitt 
2004: 75.000 Euro) ist die Verschuldung im außergerichtlichen Einigungsversuch deutlich 
geringer. 
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• Gläubigertypen: Kreditinstitute, Versicherungen sowie Telefon- und Internetanbieter 
führen die Liste der Gläubiger an. Vier von fünf Schuldnern sind bei einem Kreditinstitut 
verschuldet. Obwohl Kreditinstitute nur 14,8% aller in dieser Studie erfassten Forderun-
gen stellen, liegt ihr Anteil an der Gesamtforderungssumme bei über 50%. Die hohe Zahl 
von Schuldnern, die bei Versicherungen verschuldet sind (76,8%), ist vermutlich auf die 
Mandantenstruktur des Inkasso-Unternehmens zurückzuführen. Im Vergleich mit Studien 
aus den vergangenen Jahren ist vor allem der gestiegene Anteil der Telefon- und Internet-
anbieter hervorzuheben: knapp 60% der Schuldner haben hier Verbindlichkeiten. 
 
Des Weiteren ist das außergerichtliche Vergleichsangebot ausgewertet worden. Hier ergibt 
sich ein zwiespältiges Bild: Einerseits sind in der Hälfte der Pläne keine Zahlungen an die 
Gläubiger vorgesehen. Andererseits bietet ein nicht unerheblicher Teil der Schuldner Zahlun-
gen an, die sie im Verbraucherinsolvenzverfahren und der anschließenden „Wohlverhaltens-
periode“ nicht abzuführen hätten: 
 
• Art des Vergleichsangebots: Die Hälfte (50,7%) der eingereichten Schuldenbereini-
gungspläne sind „flexible Nullpläne“, d.h. Pläne, in denen – bis zu einer Besserung der 
Einkommensverhältnisse des Schuldners – keinerlei Zahlungen an die Gläubiger vorgese-
hen sind. In 44,8% der Pläne werden Ratenzahlungen angeboten; 4,4% sehen eine Ein-
malzahlung vor. 
 
• Pfändbarer Einkommensanteil und Vergleichsangebot: 86,9% der Schuldner verfügen 
nach eigenen Angaben über kein pfändbares Einkommen und müssten somit im Insol-
venzverfahren und der „Wohlverhaltensperiode“ kein Geld an die Gläubiger abführen. Im 
außergerichtlichen Einigungsversuch bietet jedoch fast die Hälfte aller Schuldner eine 
Schuldentilgung an. 
 
• Regulierungsquote: Die durchschnittliche Regulierungsquote aller Einigungsvorschläge 
liegt bei 11,1%. Allerdings beträgt die Regulierungsquote von 72,8% der Pläne weniger 
als 10%; dem stehen einige Pläne gegenüber, in denen eine vollständige Tilgung angebo-
ten wird. 
 
• Schuldenregulierungsstelle: Durch diese Studie konnte erstmals festgestellt werden, dass 
Schuldner bei der Erstellung eines außergerichtlichen Schuldenbereinigungsplans weitaus 
häufiger durch Rechtsanwälte unterstützt werden als bislang angenommen: 35,9% haben 
die Hilfe eines Rechtsanwalts in Anspruch genommen. Dieses Ergebnis ist umso bedeu-
tender, weil diese Schuldnergruppe bei bisherigen Studien nicht erfasst wurde. 
 
Der Ausgang des außergerichtlichen Einigungsversuchs ist angesichts der Diskussion zur 
Reform der Insolvenzordnung von besonderem Interesse. Ein Jahr nach Eingang des letzten 
Einigungsvorschlags stellt sich die Situation folgendermaßen dar: 
 
• Erfolgreiche Einigung: 7,3% der Schuldner haben sich aufgrund des in dieser Studie 
erfassten (6,8%) oder eines nachgebesserten Plans (0,5%) mit ihren Gläubigern außerge-
richtlich geeinigt. Die Regulierungsquote der erfolgreichen Einigungsvorschläge liegt 
zwischen 3,7% und 100%; der Durchschnitt beträgt 50,4%. Keiner der „flexiblen Nullplä-
ne“ erhielt die Zustimmung der Gläubiger. Zudem wurde festgestellt, dass Einmalzah-
lungsangebote überdurchschnittlich häufig erfolgreich waren. 
 
Darüber hinaus ist die Zahl der gerichtlichen Einigungen und der Verbraucherinsolvenzver-
fahren ermittelt worden. Hier ergibt sich folgendes Bild: 
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• Gerichtliche Einigung: In 76 Fällen unternahm das Gericht nach Antrag auf Insolvenz 
einen weiteren Einigungsversuch. Von diesen 76 Einigungsversuchen sind 10 noch nicht 
abgeschlossen, 27 waren erfolgreich, 39 sind gescheitert. 
 
• Verbraucherinsolvenz: Gegen 645 Schuldner wurde ein Verbraucherinsolvenzverfahren 
eröffnet (64,8%). Weitere 33 Schuldner gingen in ein Regelinsolvenzverfahren. Bei den 
übrigen Schuldnern gab es unterschiedliche Verläufe: Während einige Schuldner derzeit 
einen weiteren außergerichtlichen Einigungsversuch unternehmen, hat ein erheblicher Teil 
der Schuldner trotz des Scheiterns des außergerichtlichen Einigungsversuchs keinen An-
trag auf Insolvenz gestellt (159 Fälle; 16%). 
 
Die vorgelegten Zahlen sind nicht so eindeutig, dass sich vor dem Hintergrund der jüngsten 
Überlegungen zu einer Reform der Insolvenzordnung eindeutige Empfehlungen abgeben lie-
ßen; dies ist auch nicht Zweck der vorliegenden Studie. Dennoch sollen abschließend einige 
Punkte angesprochen werden, die als Anregung für weitere Überlegungen und Untersuchun-
gen dienen können. 
 
Der Gesetzgeber hat den „Zwang zur außergerichtlichen Einigung“ lange Zeit verteidigt.59 
Obgleich keine bundesweiten Zahlen zum Erfolg oder Misserfolg der außergerichtlichen Ei-
nigungsversuche vorlagen, wurde wiederholt auf die Erfolgsquoten in einigen Bundesländern 
verwiesen.60 In jüngster Zeit werden allerdings –angesichts einer Vielzahl „masseloser“ Eini-
gungsversuche – Schwellenwerte diskutiert, bei denen eine außergerichtliche Einigung als 
„offensichtlich aussichtslos“ gilt und unterlassen werden kann.61  
 
Die vorliegende Auswertung gibt den Befürwortern von Schwellenwerten zu einem gewissen 
Grad recht: Keiner der „flexiblen Nullpläne“, die 50,7% der Pläne in der Stichprobe stellen, 
war im außergerichtlichen Teil erfolgreich. Legt man eine Regulierungsquote von 5% 
zugrunde, wären nur zwei der 73 außergerichtlichen Einigungen möglicherweise unterblieben, 
weil die vorgeschlagene Regulierungsquote unterhalb dieses Werts lag (3,7% bzw. 4,9%). Bei 
zwei weiteren Plänen, die letztlich erfolgreich waren, hätte ein Einigungsversuch unterbleiben 
können, weil die Zahl der Gläubiger höher als 20 war (24 Gläubiger bei einer Regulierungs-
quote von 6,4% bzw. 28 Gläubiger bei einer Regulierungsquote von 9,5%). Das Argument, 
dass Einmalzahlungsangebote auch bei einer Regulierungsquote unterhalb von 5% erfolgreich 
sein können62, lässt sich mit den vorliegenden Daten nicht bestätigen: Obgleich Einmalzah-
lungsangebote verhältnismäßig oft erfolgreich waren, sind von den 44 Plänen alle elf mit ei-
ner Regulierungsquote unter 5% gescheitert. 
 
Auf der anderen Seite ist die Zahl von 7,3% außergerichtlichen und weiteren 2,7% gerichtli-
chen Einigungen keineswegs gering; bedeutet sie doch, dass sich immerhin jeder zehnte 
Schuldner mit seinen Gläubigern einigen und ein Insolvenzverfahren abwenden konnte. 
 
                                                 
59 So heißt es bei STEPHAN (2003): „Nach wie vor besteht die Befürchtung, dass sich bei einem Wegfall des 
obligatorischen Einigungsversuchs die Zahl der außergerichtlichen Einigungen rapide verringern würde, weil 
bei der starken Belastung der außergerichtlichen Personen und Stellen durch die außergerichtlichen Verhand-
lungen, die Neigung, überhaupt einen Einigungsversuch zu starten, abnehmen würde. Der Zwang zu Verhand-
lungen über eine außergerichtliche Einigung ist daher sinnvoll.“ 
60 Z.B. HOFMEISTER 2003; KOHTE 2004 
61 Dem Referentenentwurf des Justizministeriums aus dem Jahr 2004 zufolge gilt ein außergerichtlicher Eini-
gungsversuch als aussichtslos, wenn der Schuldner Verbindlichkeiten bei mehr als 20 Gläubigern hat oder die 
Gläubiger im Schuldenbereinigungsplan nicht mehr als 5% ihrer Forderungen erhalten sollen. Vgl. BUNDES-
MINISTERIUM DER JUSTIZ 2004 
62 Vgl. HOFMEISTER/JÄGER 2005: 186 
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Zentral für das Zustandekommen zukünftiger außergerichtlichen Einigungen ist möglicher-
weise das Verhalten der Schuldner: Die vorliegende Studie hat ergeben, dass jeder dritte 
Schuldner im außergerichtlichen Teil Zahlungen anbietet, die höher sind als sein pfändbarer 
Einkommensanteil; von den 86,9% Schuldnern ohne pfändbares Einkommen haben immerhin 
fast 40% Zahlungen angeboten. Wenn die Schuldner in Zukunft außergerichtliche Einigungs-
vorschläge vorlegen, die entsprechende Zahlungen vorsehen, dürfte auch weiterhin eine nicht 
unerhebliche Zahl von Fällen außergerichtlich abgeschlossen werden können. Denkbar ist 
aber, dass die Schuldner zur Umgehung des Zeit- und Organisationsaufwandes, den ein au-
ßergerichtlicher Einigungsversuch mit sich bringt, zukünftig auf entsprechende Angebote 
verzichten und einen „Turbo-Zugang“63 ins Insolvenzverfahren suchen. Eine Auswertung in 
Kombination mit den derzeit diskutierten Schwellenwerten ergab, dass unter Zugrundelegung 
der freiwilligen Zahlungsangebote immerhin 33,1% der Pläne hätten vorgelegt werden müs-
sen, weil die Regulierungsquote mehr als 5% und die Gläubigerzahl maximal 20 betrug. Legt 
man jedoch die pfändbaren Beträge zugrunde, müssten nur noch 8,2% der in der Stichprobe 
enthaltenen Einigungsversuche unternommen werden. Diese Zahl liegt sogar unter dem An-
teil von 10% Einigungsversuchen, die – außergerichtlich oder gerichtlich – erfolgreich waren. 
 
An dieser Stelle kommen auch die Überlegungen zu einer gänzlich neuen Gestalt der 
Verbraucherentschuldung ins Spiel, in denen neben die Verbraucherinsolvenz ein „Verjäh-
rungsmodell“ für mittellose Schuldner treten soll. In diesem Fall ließe sich mutmaßen, dass, 
sofern für das Insolvenzverfahren eine Mindestregulierungsquote eingeführt wird, nicht der 
außergerichtliche Einigungsversuch, sondern vor allem das Insolvenzverfahren massiv an 
Bedeutung verliert: Der geringe Prozentsatz zahlungsfähiger Schuldner würde sich – wie auch 
bisher geschehen – außergerichtlich mit seinen Gläubigern einigen, um einen Eintrag in die 
Insolvenzdateien zu vermeiden; das Gros der Schuldner ohne pfändbares Einkommen würde 
das Verjährungsmodell in Anspruch nehmen (müssen). Eine Entlastung der Justiz wäre damit 
gewiss; inwieweit Schuldner und Gläubiger zu ihrem Recht kommen, hängt demgegenüber 
von der konkreten Ausgestaltung eines solchen Modells ab. Die Diskussion um ein geeignetes 
Verfahren zur Verbraucherentschuldung dürfte somit noch lange nicht beendet sein. 
                                                 
63 ZIPF 2004 
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51 Justiz 145 1,1 1.052,95 284,53 12,50 39.275,70 152.677,58 104,28 368,13 1.008,89 0,3 12,6 
52 Finanzamt 231 1,7 16.105,34 2.954,54 10,00 381.219,43 3.720.333,28 589,79 2.667,77 11.973,37 6,9 20,3 
53 Arbeitsamt 193 1,4 1.950,75 208,50 51,77 23.449,04 376.494,72 465,21 1.201,79 2.296,98 0,7 19,0 
54 Sozialamt 22 0,2 1.477,77 288,66 201,96 6.305,50 32.510,83 613,38 1.133,88 1.805,28 0,1 4,9 
55 Jugendamt 50 0,4 6.390,93 1.100,11 15,60 39.359,44 319.546,40 980,08 3.487,15 8.530,16 0,6 2,0 
56 Landratsamt 45 0,3 1.503,84 294,37 2,56 10.064,28 67.673,01 250,00 861,27 1.934,95 0,1 4,1 
99 keine Angabe 544 4,1 3.005,56 331,57 12,47 70.010,01 1.635.024,96 280,30 725,12 2.231,81 3,0 5,2 
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